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AsylG 2005 83

B-VG Art.130 Abs1 Z3

B-VG Art.133 Abs4

VWGVG 88 Abs1

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

—_

IS

B-VG Art. 130 heute

B-VG Art. 130 gultig ab 01.02.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 14/2019

B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 31.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 130 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2015 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 101/2014
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 115/2013
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1998 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/1997

. B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1991 bis 31.12.1997zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 685/1988

. B-VG Art. 130 gultig von 01.07.1976 bis 31.12.1990zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 302/1975

. B-VG Art. 130 giltig von 18.07.1962 bis 30.06.1976zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 215/1962
B-VG Art. 130 gultig von 25.12.1946 bis 17.07.1962zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

. B-VG Art. 130 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

. B-VG Art. 130 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. B-VG Art. 133 heute
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
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3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. VWGVG § 8 heute
2. VwWGVG § 8 gultig ab 01.01.2014

Spruch
L504 2152709-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. R. ENGEL Uber die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA.
Irak, vertreten durch Migrantinnenverein St. Marx, wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl betreffend den am 24.07.2015, ZI. 1079510608 - 150930710, gestellten Antrag auf
internationalen Schutz zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. R. ENGEL Uber die
Beschwerde von romisch 40, geb. romisch 40, StA. Irak, vertreten durch Migrantinnenverein St. Marx, wegen
Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl betreffend den am 24.07.2015, ZI.
1079510608 - 150930710, gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemaR§ 8 Abs. 1 VwWGVG idgF als unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemal
Paragraph 8, Absatz eins, VWGVG idgF als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG idgF nicht zulassigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG idgF

nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Die beschwerdefuhrende Partei [bP], ein Staatsangehoriger des Irak, stellte am 23.07.2015 einen Antrag auf
internationalen Schutz und wurde am 24.07.2015 von einem Organ des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes erstbefragt.

Am 30.07.2015 erfolgte die Zulassung des Verfahrens zur inhaltlichen Priifung in Osterreich. Der Aktenlage nach wurde
der vorgelegte irakische FUhrerschein am 19.01.2016 ins Deutsche Ubersetzt.

Am 09.03.2017 erfolgte eine Vollmachtsbekanntgabe des Vereines Migrantinnenverein St. Marx und Ersuchen um
Entscheidung.

Am 26.03.2017 brachte die Vertretung beim Bundesamt eine Sdumnisbeschwerde ein.

Mit Stellungnahme vom 07.04.2017 erfolgte am 11.04.2017 die Aktenvorlage durch das Bundesamt. Zusammengefasst
begrindete die Behdrde die Verzogerung der Entscheidung mit dem notorischen unvorhersehbaren Massenzustrom
von Fremden in den Jahren 2014 und 2015, der dadurch entstandenen Belastung und dem Aktenrtckstau, trotz
umgehend eingeleiteter personeller MaBnahmen. Die Bearbeitung der Antrage aus dieser Zeit erfolge noch immer.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen (Sachverhalt):
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Die bP hat am 23.07.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt. Einen Tag spater wurde sie von einem
Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes erstbefragt.

Am 26.03.2017 hat die bP eine Saumnisbeschwerde eingebracht. Das BFA hat Uber den Antrag auf internationalen
Schutz nicht innerhalb der gesetzlichen Frist entschieden.

Seitens der bP liegt kein Verschulden an der Verzdgerung vor. Die Verzdgerung an der Entscheidung ist nicht auf ein
Uberwiegendes Verschulden des BFA zurtickzufiihren, sondern auf unbeeinflussbare und uniberwindliche Hindernisse
bzw. Umstande, bedingt durch den Massenzustrom von Fremden binnen kirzester Zeit.

2. Beweiswurdigung:
Das BVwG hat aus dem Inhalt des vom BFA Ubermittelten Verwaltungsaktes Beweis erhoben.

Weiters wurde in die 6ffentlich zuganglichen und medial prasenten Asylstatistiken 2014 und Dezember 2015, abrufbar
unter www.bmi.gv.at, Einsicht genommen. Ebenso in die Pressemeldung unter www.presse.com vom 09.03.2016, die

ein Interview mit dem Direktor des Bundesamtes enthalt: [ ]

"Im ersten Halbjahr 2016 werde die Verfahrensdauer wohl erneut ansteigen, heildt es aus dem Bundesamt fur
Fremdenrecht und Asyl. Der Grund: die Ausbildung der neuen Mitarbeiter. Derzeit dauert ein Asylverfahren in erster
Instanz im Durchschnitt sechs Monate. Eine Zeitspanne, die man kunftig nur noch selten bis gar nicht aufrecht erhalten
werde kénnen, sagte Wolfgang Taucher, Chef des Bundesamtes flr Fremdenrecht und Asylwesen (BFA) am Mittwoch
im O1-"Morgenjournal". Er rechne damit, dass "auch im ersten Halbjahr 2016 die Verfahrensdauer einmal noch steigen
wird - weil die Ausbildung der Mitarbeiter Zeit braucht."

Zur Erinnerung: Aktuell haben 60 Frauen und Manner ihre Ausbildung zu verfahrensfiihrenden Referenten im
Asylwesen begonnen. In einem fast finfwochigen Crashkurs werden die Mitarbeiter vorbereitet. Heuer wurden bereits
125 neue Mitarbeiter aufgenommen, im Laufe des Jahres sollen weitere 375 engagiert werden, sodass das BFA Ende
2016 osterreichweit 1426 Mitarbeiter hat.

Unerledigt seien derzeit 60.000 Asylantrage, heil3t es im ORF-Radio. Bis diese abgearbeitet sind, werde es noch dauern.
Auch syrische Staatsburger, die fast alle einen positiven Bescheid bekommen, missen warten. "Ich bitte derzeit alle
um Verstandnis, dass sie warten mussen", betonte Taucher. Er hofft aber, dass es bald Fortschritte geben wird: "Wir
missen Verfahren (iber die Zusténdigkeit bzw. Unzusténdigkeit Osterreichs beschleunigen und wir missen Verfahren

beschleunigen, wo es um sichere Herkunftsstaaten geht."
Obergrenze zeigt noch keine Wirkung

Die von der Koalition vereinbarte Obergrenze, wonach an der Sudgrenze des Landes pro Tag maximal 80 Asylantrage
gestellt werden durfen, wirkt sich auf das BFA noch nicht aus. "Wir haben aber dennoch die aktuellen Janner-Zahlen
am Tisch und wir sehen, dass mit 6000 Antragen der Janner im Vergleich zum Janner des Vorjahres noch extrem hoch

ist", so Taucher. []"

Der im gegenstandlichen Zeitraum gegebene Zustrom von Fremden in das Bundesgebiet und die damit
einhergehende enorme Belastung staatlicher Strukturen - dies nicht nur in Osterreich - kann als notorisch erachtet
werden. Ebenso, dass das Bundesamt in Folge Personal aufnahm, umfangreiche und ldngere Schulungen erforderliche
waren und noch laufend sind, Aul3enstellen errichtet wurden. MaBnahmen die geeignet sind um den unstreitigen
Aktenrlckstand zu bearbeiten.

Dass das BFA im gegenstandlichen Fall Gber den Antrag der bP auf internationalen Schutz nicht innerhalb der
Entscheidungsfrist entschieden hat, ergibt sich unstreitig aus der Aktenlage. Nach Ablauf der Entscheidungsfrist wurde
die Sdumnisbeschwerde eingebracht.

2. Rechtliche Beurteilung

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 3 des Bundes-Verfassungsgesetzes, BGBI. Nr. 1/1930 in der Fassung BGBI. | Nr. 102/2014 (in
Folge: B-VG), erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch
eine Verwaltungsbehodrde.Gemall Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, des Bundes-Verfassungsgesetzes,
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Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 102 aus 2014, (in Folge: B-VG),
erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine
Verwaltungsbehdrde.

Gemal3 Art. 131 Abs. 2 1. Satz B-VG erkennt das Bundesverwaltungsgericht - soweit sich aus Abs. 3, der die hier nicht
relevante Zustandigkeit des Bundesfinanzgerichtes regelt - nicht anderes ergibt, Uber Beschwerden gemal3 Art. 130
Abs. 1 B-VG in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehodrden besorgt werden.GemaR Artikel 131, Absatz 2, 1. Satz B-VG erkennt das Bundesverwaltungsgericht -
soweit sich aus Absatz 3,, der die hier nicht relevante Zustandigkeit des Bundesfinanzgerichtes regelt - nicht anderes
ergibt, Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG in Rechtssachen in den Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.

Die beschwerdefiihrende Partei hat am 26.03.2017 in einem Verfahren nach dem Bundesgesetz Uber die Gewahrung
von Asyl, BGBI. | Nr. 100/2005 in der FassungBGBI. | Nr. 70/2015 (in Folge: AsylG), Sdumnisbeschwerde eingebracht,
Uber diese Beschwerde hat das Bundesverwaltungsgericht zu entscheiden.Die beschwerdefiihrende Partei hat am
26.03.2017 in einem Verfahren nach dem Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 70 aus 2015, (in Folge: AsylG), Sdumnisbeschwerde
eingebracht, Uber diese Beschwerde hat das Bundesverwaltungsgericht zu entscheiden.

Gemall 8 6 des Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes,BGBI. | Nr. 10/2013,
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist; eine solche Senatszustandigkeit ist in den hier einschlagigen
Materiengesetzen nicht vorgesehen, daher besteht Einzelrichterzustandigkeit.GemaR Paragraph 6, des
Bundesgesetzes uber die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013,,
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist; eine solche Senatszustandigkeit ist in den hier einschlagigen
Materiengesetzen nicht vorgesehen, daher besteht Einzelrichterzustandigkeit.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte, BGBI. | Nr. 33/2013 in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2013 und BGBI. | Nr. 82/2015
(in Folge: VWGVG), geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal3 § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der
Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber das Verfahren der
Verwaltungsgerichte, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122
aus 2013, und Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 82 aus 2015, (in Folge: VWGVG), geregelt (Paragraph eins, leg.cit.).
Gemald Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VWGVG sind auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR3 Art. 130 Abs. 1 B-VG in Angelegenheiten des
AsylG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBI. Nr. 51/1991 in der Fassung
BGBI. | Nr. 161/2013 (in Folge: AVG) mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind auf das Verfahren Uber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins,
B-VG in Angelegenheiten des AsylG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991,
Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 161 aus 2013, (in Folge: AVG) mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behorde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemaRk § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR & 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist. Gemald Paragraph 28,
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Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu féllen ist.

Zu A)

Gemald 8 73 Abs. 1 1. Satz 1. Fall AVG sind die Behérden verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht
anderes bestimmt ist, Gber Antrage von Parteien ohne unndétigen Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren
Einlangen den Bescheid zu erlassen.Gemal3 Paragraph 73, Absatz eins, 1. Satz 1. Fall AVG sind die Behdrden
verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, Uber Antrédge von Parteien ohne
unndtigen Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen.

GemalR § 22 Abs 1 AsylG 2005 ist abweichend von§ 73 Abs. 1 AVG Uber einen Antrag auf internationalen Schutz
ldngstens binnen 15 Monaten zu entscheidenGemal3 Paragraph 22, Absatz eins, AsylG 2005 ist abweichend von
Paragraph 73, Absatz eins, AVG Uber einen Antrag auf internationalen Schutz langstens binnen 15 Monaten zu
entscheiden

Gemal § 8 Abs. 1 VWGVG kann Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG
(Saumnisbeschwerde) erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn
gesetzlich eine kurzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist
beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung - hier dem Antrag auf internationalen Schutz - bei
der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war.GemaR Paragraph 8, Absatz eins, VWGVG kann Beschwerde
wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG (Sdumnisbeschwerde) erst
erhoben werden, wenn die Behérde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kurzere oder
langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in
dem der Antrag auf Sachentscheidung - hier dem Antrag auf internationalen Schutz - bei der Stelle eingelangt ist, bei
der er einzubringen war.

Diese Frist ist im gegenstandlichen Verfahren Gber einen Antrag auf internationalen Schutz unstreitig abgelaufen und
die Sdumnisbeschwerde daher zulassig.

Allerdings ist die Beschwerde gemaR § 8 Abs. 1 letzter Satz VwWGVG abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein
Uberwiegendes Verschulden der Behorde zuriickzufihren ist.Allerdings ist die Beschwerde gemaR Paragraph 8, Absatz
eins, letzter Satz VwGVG abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein Gberwiegendes Verschulden der Behoérde

zurickzufiahren ist.

Im vorliegenden Fall ist aus der Aktenlage nicht erkennbar, dass die bP an der Verzdgerung des Verfahrens ein
Verschulden trifft. Es stellt sich somit gegenstandlich die Frage, ob das BFA ein Uberwiegendes Verschulden an der
objektiv festzustellenden Verfahrensverzégerung trifft.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes liegt ein GUberwiegendes Verschulden der Behdrde etwa dann
vor, wenn diese die fur eine zligige Verfahrensfihrung notwendigen Schritte unterldsst oder mit diesen grundlos
zuwartet (VWGH E vom 18.12.2014, 2012/07/0087), wenn behdrdeninterne Besprechungen Uber Sachverhalte
auBerhalb des Verfahrensinhaltes abgehalten werden (VWGH E vom 28.05.2014, 2013/07/0282), wenn die Behdrde erst
nach Verstreichen von mehr als zwei Drittel der gesetzlich vorgesehenen Entscheidungspflicht erstmals zielfihrende
Verfahrensschritte setzt (VwGH E vom 06.07.2010, 2009/05/0306).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist der Behdrde kein Uberwiegendes Verschulden
vorzuwerfen, wenn sie bemuht war, das Verfahren zlgig zu betreiben, insbesondere nicht grundlos zugewartet,
sondern etwa durchgehend mit den Sachverstandigen und der beschwerdefiihrenden Partei in Kontakt ist, auf die
Dringlichkeit des Verfahrens hinweist und Stellungnahmen urgiert, organisatorische Vorkehrungen fir die Abwicklung
dieses Verfahrens trifft, indem sie konkrete Auftrdge an die Amtssachverstandigen zur Erstellung von fir die
Entscheidung notwendigen Stellungnahmen erteilt und mit den Sachverstandigen sachlich begriindete Termine
vereinbart (VWGH E vom 18.12.2014, 2012/07/0087).

Der Begriff des behordlichen Verschuldens nach8 73 Abs. 2 AVG ist nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofs also objektiv zu verstehen (siehe auch: VwWGH E vom 18.1.2005, 2004/05/0120). Ein solches
Verschulden ist dann anzunehmen, wenn die zur Entscheidung berufene Behdrde nicht durch ein schuldhaftes
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Verhalten der Partei oder durch unuberwindliche Hindernisse von der Entscheidung abgehalten wurde. Zur
Feststellung, ob ein Uberwiegendes behdrdliches Verschulden vorliegt, ist das Verschulden der Partei an der
Verzoégerung des Verfahrens gegen jenes der Behdrde abzuwagen (VWGH E vom 31.1.2005, 2004/10/0218, E vom
26.09.2011, 2009/10/0266). Mit anderen Worten: Die Unmdglichkeit, Uber den Antrag spatestens sechs Monate nach
dessen Einlangen den Bescheid zu erlassen, ist in allen jenen Fallen ausschlieRlich auf ein Verschulden der Behérde
zurlUckzufahren, in denen sie weder durch ein Verschulden der Partei noch durch ein untberwindliches Hindernis
daran gehindert war, die Beweise rasch aufzunehmen und der Partei ohne unnétigen Aufschub Gelegenheit zu geben,
das Ergebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis zu nehmen (VwGH E vom 12.10.1983, 82/09/0151)Der Begriff des
behoérdlichen Verschuldens nach Paragraph 73, Absatz 2, AVG ist nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofs also objektiv zu verstehen (siehe auch: VWGH E vom 18.1.2005, 2004/05/0120). Ein solches
Verschulden ist dann anzunehmen, wenn die zur Entscheidung berufene Behdérde nicht durch ein schuldhaftes
Verhalten der Partei oder durch unuberwindliche Hindernisse von der Entscheidung abgehalten wurde. Zur
Feststellung, ob ein Uberwiegendes behdrdliches Verschulden vorliegt, ist das Verschulden der Partei an der
Verzogerung des Verfahrens gegen jenes der Behdrde abzuwdgen (VWGH E vom 31.1.2005, 2004/10/0218, E vom
26.09.2011, 2009/10/0266). Mit anderen Worten: Die Unmoglichkeit, Gber den Antrag spatestens sechs Monate nach
dessen Einlangen den Bescheid zu erlassen, ist in allen jenen Fallen ausschlieBlich auf ein Verschulden der Behérde
zuruckzufuhren, in denen sie weder durch ein Verschulden der Partei noch durch ein uniberwindliches Hindernis
daran gehindert war, die Beweise rasch aufzunehmen und der Partei ohne unnétigen Aufschub Gelegenheit zu geben,
das Ergebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis zu nehmen (VwGH E vom 12.10.1983, 82/09/0151)

Eine zu geringe personelle Besetzung einer Behdrde vermag im Allgemeinen das Verschulden an der Verzdgerung in
der Verfahrensflhrung nicht auszuschlief3en.

Zur Frage der "unUberwindlichen Hindernisse" hat der Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass der Umstand
allein, dass es sich um eine komplexe Materie handelt, nicht ausreicht, um vom Vorliegen eines untberwindlichen
Hindernisses auszugehen (VWGH E vom 18.12.2014, 2012/07/0087); ebenso wenig stellt ein Zuwarten, ob eine Einigung
hinsichtlich der Kostentragung unter den in Frage kommenden Kostentragern - auch bei immer wieder stattfindenden
Verhandlungen hiertber - erzielt wird, kein untberwindliches Hindernis dar (VwGH E vom 21.10.2010, 2007/10/0096).
Auch die Tatsache, dass Sachverstéandigengutachten und Ermittlungsergebnisse erst nach langerer Zeit abgeliefert
werden, ist fUr sich allein nicht geeignet, das Vorliegen eines uniberwindbaren Hindernisses zu begriinden. Es ist
Aufgabe der Behorde, mit Sachverstandigen und anderen in das Verfahren Involvierten sachlich begriindete Termine
zu vereinbaren, deren Einhaltung zu Uberwachen und bei Nichteinhaltung entsprechende Schritte zu setzen (VWGH E
vom 21.09.2007, 2006/05/0145).

Fallbezogen ergibt sich Folgendes:

In Osterreich ist es auf Grund der erheblich erhéhten Antragszahlen alleine im Bereich des Asylrechts - im Jahr 2013
haben 17.503, im Jahr 2014 haben 28.064 Fremde in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt - zu
einer sprunghaften, erheblichen Mehrbelastung des Bundesamtes gekommen, wobei vor allem im 4. Quartal 2014 ein
beginnender, gravierender Anstieg von Antragen zu verzeichnen war, der sich im Folgenden weiter massiv steigerte. Im
Jahr 2015 lagen die Antragszahlen um ein Vielfaches hdher als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. Bis Ende
Dezember 2015 wurden der Statistik nach 88.212 "Asylantrage" gestellt. Im Vergleichszeitraum 2014 waren dies
23.861. 2015 lagen damit alleine nur die Antrége auf internationalen Schutz - die anderweitigen Verfahren aus dem
Vollzugsbereich des BFA gar nicht miteingerechnet - um 212,50 % Uber dem Jahr 2014. Diese offenkundige
Mehrbelastung hat zu erheblichen - auch in anderen Verfahren zu beobachtenden - Verzdgerungen geflhrt. Dies ist
auch in anderen von diesem Massenzustrom betroffenen Staaten, wie etwa die Bundesrepublik Deutschland, zu
beobachten.

Das Bundesamt war den damaligen zu erwartenden Antragszahlen personell fur jahrlich 15.750 asylrechtliche
Entscheidungen, 13.500 fremdenrechtliche Entscheidungen, 5.200 Entscheidungen Uber Aufenthaltstitel aus
berucksichtigungswirdigen Griinden, 2.300 Abschiebungen, 10.800 Ausstellungen von Dokumenten und 5450
Kostenentscheidungen eingerichtet; dieses Entscheidungsvolumen ist im Hinblick auf die Antragszahlen vor der
Einrichtung des Bundesamtes mit 1.1.2014 nachvollziehbar und hinreichend. Auch kam es durch das Bundesamt als
Reaktion auf die sich kurzfristig abzeichnende Zunahme an Antragen bereits zu Beginn der 2. Jahreshalfte 2014 zur
Beantragung einer Personalaufstockung und wurden noch 2014 erste PersonalerweiterungsmaRnahmen gesetzt. Trotz
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einer Uber den Berechnungen liegenden Anzahl an Statusentscheidungen im Jahr 2014 (18.200 statt 15.700) baute sich
allerdings schon 2014 ein Ruckstau von 12.000 Asylverfahren auf; da sich die Antragszahlen 2015 weiter erhohten,
wurde ein weiterer Antrag auf Personalaufstockung gestellt und werden dem Bundesamt ab 2016 weitere 125
Planstellen zugewiesen sowie 75 Arbeitsplatze eingerichtet. Dartiber hinaus darf nicht Ubersehen werden, dass in
einem so sensiblen Bereich wie dem Fremden- und Asylwesen nicht ungeschulte Mitarbeiter einsetzbar sind bzw. die
eingesetzten Mitarbeiter einer besonderen Schulung bedlrfen, sodass etwa auch von anderen Behorden
Ubernommene Mitarbeiter erst nach intensiven und ldangerdauernden Schulungen einsetzbar sind; immerhin ist das
Fremden- und Asylwesen eine erheblich eingriffsintensive und menschenrechtsrelevante Materie, die einer besonders
sorgfaltigen und zuweilen damit verbundenen zeitaufwandigen Verfahrensfuhrung bedurfen (BVvwG 12.01.2016, W170
2116339-1).

Das Bundesamt setzte somit ab Aufnahme der Tatigkeiten laufend PersonalmalBnahmen um einerseits den Soll-Stand
zu erreichen und andererseits auf die steigenden Antragszahlen zu reagieren. Dementsprechend reagierte das
Bundesamt zeitgerecht. Bei den Vollzugsmaterien handelt es sich um sensible, da in Menschenrechte eingreifende,
Bereiche und bedurfen einer langerdauernden intensiven Schulung der Mitarbeiterinnen. Eine Forderung die nicht
zuletzt auch von UNHCR, NGOs und Vertretern seit Jahren wiederholt erhoben wird.

Aus einer Zusammenschau der - in dieser H6he nicht zu erwartenden bzw. nicht prognostizierbaren - erheblichen
Steigerung der Asylantragszahlen innerhalb kurzer Zeit sowie der nachvollziehbaren und an die bisherige Situation
hinreichend angepasste Organisation des Bundesamtes, ist zu schliel3en, dass der seit etwa September 2014 im
Wesentlichen andauernde, starke Zustrom von Asylwerbern, die das Bundesamt administrativ zu betreuen hat und
hatte, ein von der Behdrde unbeeinflussbares und unUberwindliches Hindernis darstellt, das die
Sachverhaltsfeststellungen bzw. fristgeméaRen Entscheidungen in einer Anzahl von Verfahren verhindert hat. Dass
ausgerechnet Osterreich als eines der zentralen Ziellinder dieser Fliichtlingsstréme wurde, war ebenso wenig
verlasslich prognostizierbar, wie es die Fltichtlingsrouten an sich auch sind.

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Erljuterungen (Besonderer Teil, Artikel 1-Anderung des Asylgesetztes 2005,
zu Z 17- 5. Abschnitt; "Vorliegen einer Bedrohung fir die oOffentliche Ordnung und innere Sicherheit") zum
gesamtandernden Abdnderungsantrag betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Asylgesetz 2005, das
Fremdenpolizeigesetz 2005 und das BFA-Verfahrensgesetz geandert werden (996 d.B.) zu verweisen, wo zur (nicht zu
erwartenden) Steigerung der Asylantragszahlen Folgendes ausgefliihrt wird: "Bereits im vergangenen Jahr wurde es
angesichts der Zunahme und Schutzsuchenden und den damit entstandenen plétzlichen und auBergewdhnlichen
Belastungen fur die Mitgliedsstaaten sowie starken Sekundarmigrationsbewegungen innerhalb des Schengen-Raumes
erforderlich, sofortige Malinahmen zu ergreifen".In diesem Zusammenhang ist auch auf die Erlduterungen
(Besonderer Teil, Artikel 1-Anderung des Asylgesetztes 2005, zu Ziffer 17 -, 5. Abschnitt; "Vorliegen einer Bedrohung fiir
die offentliche Ordnung und innere Sicherheit") zum gesamtandernden Abanderungsantrag betreffend ein
Bundesgesetz, mit dem das Asylgesetz 2005, das Fremdenpolizeigesetz 2005 und das BFA-Verfahrensgesetz geandert
werden (996 d.B.) zu verweisen, wo zur (nicht zu erwartenden) Steigerung der Asylantragszahlen Folgendes ausgefuhrt
wird: "Bereits im vergangenen Jahr wurde es angesichts der Zunahme und Schutzsuchenden und den damit
entstandenen plotzlichen und auBergewdhnlichen Belastungen fir die Mitgliedsstaaten sowie starken
Sekundarmigrationsbewegungen innerhalb des Schengen-Raumes erforderlich, sofortige MaRnahmen zu ergreifen".

Kurzlich hat auch der VWGH in einer zu dieser Thematik ergangenen Entscheidung (24.05.2016, Ro 2016/01/0001 bis
0004-3) festgestellt, dass bei spatestens ab dem Jahr 2015 beim BFA anhangig gewordenen Asylverfahren bei der
Verschuldensbeurteilung die auRergewdhnliche Belastungssituation der belangten Behdrde in besonderer Weise ins
Kalkal zu ziehen ist und zu berlcksichtigen ist, dass die Verletzung Entscheidungsfrist alleine auf diese
Belastungssituation zurtickzuflhren ist. Auch der Gesetzgeber hat dieser Ausnahmesituation inzwischen soweit
Rechnung getragen, als

§ 22 Abs. 1 Asylgesetz idF. BGBI. I. Nr. 24/2016 normiert, dass die Entscheidungsfrist fur die belangte Behdrde seit
1.6.2016 -zumindest temporar- 15 Monate betragt.Paragraph 22, Absatz eins, Asylgesetz in der Fassung
Bundesgesetzblatt romisch eins. Nr. 24 aus 2016, normiert, dass die Entscheidungsfrist fur die belangte Behorde seit
1.6.2016 -zumindest tempordr- 15 Monate betragt.



Das BFA trifft daher an der Verzégerung der Erledigung des gegenstandlichen Antrages auf internationalen Schutz kein
Uberwiegendes Verschulden und ist dies im Wesentlichen auf vom BFA unbeeinflussbare und unitberwindbare

Hindernisse zurtckzufthren.
Daher ist die SGumnisbeschwerde abzuweisen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf3
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt oder weil es an einer Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes fehlt.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung
nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt oder weil es an einer
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt.

Der Verwaltungsgerichtshof hat ausgesprochen, dass die Frage, ob die Behdrde in einem konkreten Fall ein
Uberwiegendes Verschulden an der Verzégerung der Verfahrenserledigung im Sinne des 8 73 Abs. 2 AVG trifft, keine
Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung im Sinne des 8 133 Abs. 4 B-VG betrifft (vwGH B vom 22.01.2015, Ra
2014/06/0057).Der Verwaltungsgerichtshof hat ausgesprochen, dass die Frage, ob die Behdrde in einem konkreten Fall
ein Uberwiegendes Verschulden an der Verzogerung der Verfahrenserledigung im Sinne des Paragraph 73, Absatz 2,
AVG trifft, keine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung im Sinne des Paragraph 133, Absatz 4, B-VG betrifft (VwGH B
vom 22.01.2015, Ra 2014/06/0057).

Absehen von einer Verhandlung:

Gem.§ 24 Abs 2 Z 2 VwGVG konnte die Verhandlung entfallen, weil die SGumnisbeschwerde abzuweisen warGem.
Paragraph 24, Absatz 2, Ziffer 2, VwGVG konnte die Verhandlung entfallen, weil die SGumnisbeschwerde abzuweisen

war.
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